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ANFRAGEBEANTWORTUNG 
betreffend die schriftliche Anfrage der 
Abgeordneten Kraft, Dr. Zittmayr, Sand­
meier und Genossen, Nr. 1492/J-NR/1973 
vom 1973 1108: "Telefonausbau in Ober­
österreich". 

Ihre Anfrage beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Zu Frage 1: 

Am 30.11.1973 gab es in Oberösterreich insgesant 140.523 Fern­
sprechhauptanschlüsse 9 davon 4.676 im Bezirk Ried/I.; 4.974 in 
Bezirk Braunau und 3.309 im Bezirk Schärding. 

Zu Frage·2: 

Am 30.11.1973 waren in Oberösterreich 49.307 Anschlüsse bean­
tragt und nicht herges'ellt. Von diesen konnten 26.618 infolge 

nicht· vorhandener Kapazitäten in den Wählämtern und 22.689 

mangels freier Leitungen nicht hergestellt "lerden. An 30.11.1973 
lagen in den drei Innviertler Bezirken 9.446 unerledigte Telefon­

anträge, davon 
im Bezirk Ried/I. 

im Bezirk Braunau 
im Bezirk Schärding 

Zu Frage 3: 

3.082, 

2.957, 
3.407. 

Im Jahre 1974 ist geplant, in Oberösterreich rund 19.000 Fern­
sprechanschlüsse herzustellen. Voraussetzung d2,für ist die 

Sicherung der Finanzierung. 
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Zu Frage 4: 
Auf eine vom Landeshauptmann Dr. Wenzel am 1973 10 05 abgegebenen 

Erklärung, er werde sich dafür einsetzen, daß das Bundesland 
Oberösterreich der Post- und Telegraphenverwaltung einen Betrag 

von S 50 Hio zur Vorfinanzierung von Fernsprechanschlüssen zur 

Verfügung stelle, habe ich dem Herrn Landeshauptnann am 1973 10 18 
mitgeteilt, daß ich die Bereitstellung eines solchen Vorfinanzierungs-

kredites sehr begrüßen würde. 

Die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung hat 
dementsprechend den Herrn Landeshauptmann mit Schreiben vom 

1973 10 19 ersucht, nach Vorliegen der notwendigen Beschlüsse 

der zuständigen Landesorgane dem BundesLlinisterium für Finanzen 
ein entsprechendes Angebot zu unterbreiten. 

Bisher habe jedoch weder ich noch die Generaldirektion für die 

Post- und Telegraphenverwaltung eine Antwort erhalten. 

Bei einer allfälligen Vorfinanzierung von S 50 :Niokönnte 
die Post- und Telegraphenverwaltung Übertragungs- und Vermittlungs­
anlagen in·Oberösterreich so ausbauen, daß die Herstellung von 
zusätzlichen 3000 Fernsprechhauptanschlüssen möglich wäre. Von 
diesen könnten etwa 2000 im Jahre 1975 und die restlichen 1.000 

im Jahre 1976 zugeschaltet werden. 

Wien, 1973 12 21 

Der Bundesminister~ 

Erwin Lane 
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